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tigt, Besichtigungen in Betrieben durchzuführen, Proben zu 
entnehmen, Unterlagen einzusehen und die Beseitigung 
von Mängeln zu verlangen. Sie sind berechtigt, Auflagen 
zur Verwirklichung von Rechtsvorschriften für den Ge­
sundheitsschutz der Werktätigen zu erteilen und Berichte 
über deren Erfüllung anzufordern. In Fällen unmittelbarer 
Gefahr einer erheblichen Gesundheitsschädigung von 
Werktätigen können sie die vorübergehende Stillegung von 
Maschinen, Anlagen oder Aggregaten oder die vorüber­
gehende Einstellung der Produktion eines Betriebes oder 
Betriebsteils verlangen.

Bei schuldhaften Verstößen gegen die Rechtsvorschrif­
ten zur Sicherung der Arbeitshygiene oder gegen Auflagen 
können die Leiter der Arbeitshygieneinspektionen die 
Durchführung von Disziplinarverfahren fordern. Sie haben 
ferner das Recht, bei schuldhaften Verstößen gegen die 
Rechtsvorschriften entsprechend den in § 17 der VO ge­
nannten Tatbeständen gegen die verantwortlichen Leiter 
Ordnungsstrafen auszusprechen.

Die 1. DB zur VO über das Betriebsgesundheitswesen 
und die Arbeitshygieneinspektion — Einrichtungen und 
Organisation des Betriebsgesundheitswesens — vom 19. Ja­
nuar 1978 (GBl. I Nr. 4 S. 66) präzisiert die Aufgaben des 
Betriebsgesundheitswesens. Sie legt insbesondere die Ar­
beitsbereiche für Betriebspolikliniken und Betriebsambu­
latorien sowie die Richtwerte für die Planung und Er­
richtung von Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens 
und für die betriebsärztliche Betreuung fest. Die 2. DB 
zur VO über das Betriebsgesundheitswesen und die Ar­
beitshygieneinspektion — Aufgaben und Struktur der Ar­
beitshygieneinspektion — vom 19. Januar 1978 (GBl. I Nr. 4
S. 67) präzisiert die Aufgaben der Arbeitshygieneinspektion 
des Ministeriums für Gesundheitswesen, der Räte der Be­
zirke und Kreise und legt die Arbeitsbereiche der Arbeits­
hygieneinspektion der Räte der Bezirke und Kreise fest.

Ausdruck der besonderen Fürsorge des sozialistischen 
Staates für Bürger im höheren Lebensalter sowie für ge­
schädigte und pflegebedürftige Bürger ist die VO über 
Feierabend- und Pflegeheime vom 1. März 1978 (GBl. 1 
Nr. 10 S. 125) nebst der 1. DB vom gleichen Tage. Sie regelt 
die Rechte und Pflichten der Heimbewohner, die Verant­
wortung der staatlichen Organe und Betriebe für die Ar­
beit der Feierabend- und Pflegeheime und das Verfahren 
für die Heimaufnahme.

Die Mittel für Unterkunft, Verpflegung sowie die gei­
stig-kulturelle und fürsorgerische Betreuung der Heim­
bewohner werden überwiegend aus dem Staatshaushalt 
zur Verfügung gestellt. Die Heimbewohner leisten dazu 
einen monatlichen Unkostenbeitrag, der in den staatlichen 
Feierabendheimen maximal 105 M und in den staatlichen 
Pflegeheimen maximal 120 M beträgt. In staatlichen 
Pflegeheimen bzw. -Stationen für physisch oder psychisch 
geschädigte Kinder und Jugendliche beträgt der Unter­
haltskostenbeitrag maximal 105 M. Heimbewohner, die 
nicht über eigene Einkünfte oder über Mittel aus Einkünf­
ten des Ehegatten verfügen, erhalten aus staatlichen Mit­
teln eine zusätzliche Unterstützung zur persönlichen Ver­
wendung.

Mit der VO werden 14 Rechtsvorschriften aufgehoben; 
das sozialistische Recht auf diesem Gebiet wird damit be­
reinigt und übersichtlich gestaltet.

Mit der VO über die Sozialversicherung bei der Staat­
lichen Versicherung der DDR vom 9. Dezember 1977 (GBl. I 
1978 Nr. 1 S. 1) und der dazu erlassenen 1. DB vom glei­
chen Tage werden die mit dem AGB für Arbeiter und 
Angestellte eingetretenen Verbesserungen auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung in vollem Umfang auch für die 
Mitglieder sozialistischer Produktionsgenossenschaften 
wirksam. Das betrifft vor allem das einheitliche Kranken­
geld in Höhe von 90 Prozent der Nettodurchschnittsein­
künfte für die 1. bis 6. Woche der Arbeitsunfähigkeit, die 
Zahlung von Krankengeld in Höhe der Durchschnittsein­
künfte bei Arbeitsunfähigkeit infolge Arbeitsunfalls oder 
Berufskrankheit und die Zahlung von Krankengeld anstelle 
von Hausgeld bei stationärer Behandlung und Kuren.

Auch für die Mitglieder der Kollegien der Rechtsan­
wälte, Handwerker und selbständig Tätige8 werden einige 
Sozialversicherungsleistungen verbessert.

Im übrigen wurden die versicherungsrechtlichen Be­
stimmungen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Auf­
gaben der Sozialversicherung bei der Staatlichen Versiche­
rung ergänzt, übersichtlicher gestaltet und weitgehend der

SVO vom 17. November 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 373) ange­
glichen.9

Die Entscheidung von Streitfällen auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten erfolgt 
nach §§ 302, 303 AGB unmittelbar durch gewerkschaftliche 
Organe, und zwar durch die Kreis- und Bezirksbe­
schwerdekommissionen bzw. die zentrale Beschwerdekom­
mission für Sozialversicherung des Freien Deutschen Ge­
werkschaftsbundes. Mit dem Beschluß des Ministerrates der 
DDR und des Bundesvorstandes des FDGB zur Richtlinie 
über die Wahl, Aufgaben und Arbeitsweise der Be­
schwerdekommissionen für Sozialversicherung des FDGB 
vom 21. Februar 1978 (GBl. I Nr. 8 S. 109) wurden die in der 
Praxis bewährten Regelungen der bisher geltenden Richt­
linie — unter Aufhebung der 2. VO über die Be­
schwerdekommissionen für Sozialversicherung des FDGB 
vom 4. Juni 1969 (GBl. II Nr. 50 S. 329) — weiter ausgestal­
tet.

Die neue Richtlinie wurde mit den Neuregelungen des 
Verfahrensrechts in Übereinstimmung gebracht, die sich 
aus dem AGB (z. B. § 296 Abs. 4 und 5) und der ZPO 
(z. B. § 163 Abs. 3) ergeben. Gleichzeitig berücksichtigt sie 
die Erweiterung der Zuständigkeit der Beschwerdekom­
missionen für Streitfälle über Schadenersatzansprüche der 
Verwaltung der Sozialversicherung der Kreis- bzw. Stadt­
vorstände des FDGB gegenüber Betrieben gemäß §§ 99 bis 
101 SVO.

*

Dem Komplex der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
sind im Berichtszeitraum vier Rechtsvorschriften zuzuord­
nen.

Unmittelbar anknüpfend an die Bestimmungen über 
die Berufsausbildung im 6. Kapitel des AGB, regelt die AO 

über das Lehrverhältnis vom 15. Dezember 1977 (GBl. I 
1978 Nr. 2 S. 42) im wesentlichen die vertragliche Ausge­
staltung des Lehrverhältnisses, Rechte und Pflichten der 
Erziehungsberechtigten, die Förderung von Müttern im 
Lehrverhältnis sowie arbeitsrechtliche Ansprüche des Lehr­
lings.10

In Ergänzung der §§ 134 ff. AGB sieht die AO u. a. vor, 
daß Vereinbarungen im Lehrvertrag, die den Zeitraum 
nach beendetem Lehrverhältnis betreffen, rechtsunwirksam 
sind. Die gesetzliche Garantie eines Arbeitsplatzes nach 
Abschluß der Lehre enthält § 140 AGB, wonach der Be­
trieb verpflichtet ist, dem Lehrling mindestens sechs Mo­
nate vor Beendigung des Lehrverhältnisses den Abschluß 
eines Arbeitsvertrages mit einer dem Ausbildungsberuf 
entsprechenden Arbeitsaufgabe im Betrieb anzubieten.

Die AO konkretisiert § 135 Abs. 3 AGB über die Dele­
gierung des Lehrlings zur Ausbildung in einem anderen 
Betrieb hinsichtlich der Aufgaben des delegierenden und 
des ausbildenden Betriebes. Zur Wahrnehmung der ge­
meinsamen Verantwortung ist zwischen den beteiligten 
Betrieben eine schriftliche Vereinbarung abzuschließen. Das 
dem Lehrling zu zahlende Entgelt wird durch die Dele­
gierung in einen anderen Betrieb nicht verändert.

In Ergänzung der §§ 137 und 141 AGB über die Ände­
rung oder vorzeitige Auflösung des Lehrvertrags legt die 
AO fest, daß der Betrieb ein derartiges Verlangen erst 
nach vorheriger Zustimmung des für ihn zuständigen Rates 
des Kreises stellen darf.

Die AO gestaltet auch die Bestimmung des § 143 AGB 
über das Lehrlingsentgelt weiter aus. Sie bestimmt u. a., 
daß bei unentschuldigtem Fernbleiben von der berufsprak­
tischen bzw. theoretischen Ausbildung für diese Zeit kein 
Anspruch auf Lehrlingsentgelt besteht.

Zur Förderung von Müttern und werdenden Müttern 
im Lehrverhältnis wird festgelegt, daß bei zeitweiliger 
Unterbrechung des Lehrverhältnisses der Lehrvertrag um 
die erforderliche Zeit zu verlängern ist. Die Teilnahme 
von werdenden Müttern und Müttern an der berufsprak­
tischen und theoretischen Ausbildung während des ge­
setzlich festgelegten Schwangerschafts- und Wochen­
urlaubs ist untersagt.

Auch die AO über die Facharbeiterprüfung in der so­
zialistischen Berufsbildung — Facharbeiterprüfungsord­
nung — vom 24. Februar 1978 (GBl. I Nr. 9 S. 117) schließt 
sich an die Vorschriften über die Berufsausbildung und 
die Aus- und Weiterbildung im 6. und 7. Kapitel des AGB 
an. Sie regelt Zusammensetzung und Aufgaben der Prü­
fungskommission sowie die Verantwortung der Leiter für 
deren Bildung und Anleitung, den Umfang der Facharbei-


